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« cz ? s rrei » : »ari»r-!be in-v auswart» frei in« Ha«» geliefert monatlich Z^iv Goltmark . — Einzelnummer 10Goldpfennig. LamStagt 1bGoldpfeniiig . — « nzeigrngeliihr 1Z V -ldpsennia für 1mm Höhe und ein
« eiciitei Breit «. Bl iei« uird Gelder frei . Bei Wiederhol, !,ige» tariffester Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und »enveigert werdt » kann , wenn nicht binnen vier Woche» nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt , « inttiche

sind direfl a>> die Ee!chas <Ss!et>e der tiarlsricher Zeitung, Badifcher Staatsanjtiger, Karlfriedrichstraßelt , zu sende» und werden in Vereinbarung mit d«ni Ministerium des Innern berect-iiet. Bei «lageerhebnng , zwang ».
Meiler Beitreibmig mid » «pfnrSverfahren fällt der Rabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe . — Am Falle vou höherer Gewalt , Streit . Sperre , Ansfperruiig , Maschineubruck , Betriebsf . öruug im eigenen Betrieb oder
ta denen unserer Lieferantin , hat der Inserent keine Ansprüche , fati « die Zeitimg verspätet , in beschranktem Umfang « oder nicht erscheint. — Für telephoilisch« « bbestellnnA von « »zeig«» wird keine Gewahr Übernommen .
Unverlangte Drucksacken und Manuskripte »Verden nicht zurückgexeten und es wird keinerlei Berpfiichtung zu irgendwelcher BergNtung übernommen , « bbestellung d«r Zeitung kann nur je bis 25. auf Monatsschluß erfolgen

Bintlidbcv Zeil
Äuderuuge » itt der Gerichtseinteiluttg

* * Das Staatsminifteriui » hat auf Grund des § 1 des
hadischen Einfiihrungsg ^ etzes zu den Reichsjustizgesetzeu
inU Wirkung vom 1 . April 1924 an Änderungen in der
GerichiSeinteilung des Landes beschlossen. Das Amtsge -

rick?t Walldürn ist ausgehoben und sein Bezirk deni Aiuls -

gerichtsbezirk Buchen zugeteilt worden .
Neu zugeteilt werden vom Amtsgerichtsbezirk

Mosbach die Gemeinden Hüffen Hardt und Käl -
berts hauseu dem Amtsgerichtsbezirk Neckarbischofs -

hcii » ! vom Arntsgerichtsbezirk Schwctzingeu die Gemein -
den Edingen und Friedrichsfeld dem Amts -

gerichtsbezirk Mannheim ; vom AmtsgerichtsbeZirk Dur -

lach die Gemeinden Königsbach , Singen und Wi l*

ferdin gen dem Amtsgerichtsbezirk Pforzheim ; vom
Amtsgerichtsbezirk Ettlingen die Gemeinden Mörsch
und Neuburgweier dem Amtsgerichtsbezirk Karls -

ruhe und die Gemeinde Malsch dem Amtsgerichtsbezi ^k
Rastatt; vom Amtsgerichtsbezirk Triberg -Die Gemeinden
Furtwangen , Gütenbach . Neukirch und Rohr -

bach deni AmtsgenchtSbezirk Douaueschingen ; vom Amts -

gerichtsbezirk Billingen die Gemeinden Herzoges -
Weiler , Langenbach , Linach , Schönenbach
und Vöhrenbach dem Amtsgerichtsbezirk Donaucschin -

gen und vom Amtsgerichtsbeztrk Bonndorf die Gemein -
den Esch ach und Opferdingen dem Amtsgerichts -

bezirk Douaurschingen : sowie die Gemeinden Alchen ,
Berau , Blumegg , Epfen Hofen , F ü tz e n ,
G r i m m e l s h o f e n , K r e n k i n g e n und Weizen
dem Amtsgerichtsbezirk Waldshut .

Durch diese Änderung in der Gerichtseiuteilung ist es
Möglich , die Richterabteilung beim Amtsgericht Walldürn
einzusparen , sowie bei den Amtsgerichten Schwetzingen
und Durlach die Zahl der Richterabteilungen von drei r.uf
zwei und bei den Amtsgerichten Ettlingen und Triberg
vo » zwei auf eine zurückzuführen.

Durch die Änderung in der Gerichtsorganisation sind
weiter beim Oberlandesgericht vier Richterstellen
Md bei den Landgerichten achtzehn Richterstellen
eingezogen worden.

Die Finanzgebarnng des Reichs
in der zweiten Februardekade weist folgendes Ergebnis auf
lin Trillionen Papiermark ) :

t . Einzahlungen: Steuern , Zölle und Gebühren 109,23 ,
Verkauf von Goldanleihe 0,22, verschiedene Verwaltungsein -
Jiabrnen 10,64, Summe der Einzahlungen : 120,09 .

2 . Auszahlungen : Allgemeine Reichsverwaltung 177,09 ,
Summe der Auszahlungen : 177,09 .

Mithin Znschutzbrdarf : 57 .
Die Einnahmen aus der Begebung von Rentenmarkfchatzwech-
sein , die als Betriebsmittelfonds dienen , betrugen in der Be-
richtsdekade 1,3 Trillionen Mark , seit dem Beginn der Aus -
habe von Rentenmarkfchatzwechfeln insgesamt 209,09 Trillio¬
nen Mark.

In den Erläuterungen zu dem Ausweis heißt es : In den
Zeitabschnitt vom 11 . bis 20 . Februar 1924 fallen neun Zahl -
tage . In diesen neun Tagen betragen die Ablieferungen
120,1, Auszahlungen 177,1, mithin der Zuschußbedarf 67 Tril -
Konen Papiermark. Der Gesamtzuschutzbedarf des Reiches
seit dem 16. November 1923 erhöht sich damit auf 719,8 Tril -
lionen Mark . Die Ablieferungen der Oberfinanz- und Fi -
nanzkassen sind um 37 Millionen Goldmark gegenüber der
vorigen Dekade gestiegen. Bisher ist das für den Februar er-
wartete Steueraufkommen noch nicht erreicht, was darauf zu-
rückzuführen ist, daß wichtige Steuereinzahlungstermine (Ver -
wögcnsteuer, Obligationensteuer ) verschoben werden mußten .
Das Aufkommen aus diesen Steuern wird zum größten Teil
erst Anfang März in die Zentraltasse fließen. Die Steigerung
der Busgaben um rund 61 Millionen Goldmark gegenüber der
dangen Dekade ist durch BefoidungSzahlungen für die zweite
Hälfte des Monats Februar und den Rückkauf von Goldanleihe
hervorgerufen worden . Der bisherige Zuschußbedarf für Fe»
vruar ist vorläufig dem Betriebsmittelfonds entnommen
worden.

Die neue » Eisenbahntarife
SBJLSB. meldet : Um dem Bedürfnis der Reichsbahn nach

Steigerung ihreS Umsatzes und zugleich einem Bedürfnis der
deutschen Volkswirtschaft Rechnung *u tragen, werden mit Zu-
mmmung der Reichsrsgierung die Gütertarife einschließlich
des Tiertarifs und des Äohlenausnah'metarifs am 1 . März
« u weitere 10 Prozent ermäßigt. Bestimmte AuSnahmewrife
d -eiben vMK der Ermäßigung ausgeschlossen . Die Einnahme»
der Reichsbahn müssen aber auf alle Fälle gesteigert werden;

ist daher die gleichzeitige Regulierung von Einheitssätzen
UN Personenverkehr Wtig . ^ ie seitherigen «Sätze der dritten
und der vierten WaMnklasse find noch Friedenssätze und
decken darum bei weitem nicht die Selbstkosten . Dieser Frhl -
"«tTßg von rund einer Million Goldmark täglich , über 300

Millionen jährlich, der den Güterverkehr stark belastet , be-
drückt die Allgomeimvirtschast, um den Personeitverkehr zugun «
sten der einzelnen Reisenden zu schonen. Die aus der Jnfla -
tionszeit stam inende , besonders starke Bertelrerung der ersten
Klasse hat bei den heutigen Verhältnissen zu ihrer Verödung
und zur Ablenkung des internationalen Verkehrs auf Reise-
tvßße flcrnhrt , t>ie Deutschland meiden .^ Die Fahrpreise werden nunmehr ab 1 . März 3 «Pfennig in
der vierten Klasse , 4,5 Pf . in der dritten , 6,6 Pf . in der zweiten
und 9,3 Pf . in der ersten pro Kilometer betragen . Das be-
deutet eine Erhöhung gegen den Friedenspreis um 36 Pro -
zcnt in der vierten und dritten , 47 Prozent in der zweiten
und 7 Prozent in der ersten Klasse .

Staatspräsident Dr. Iköbler
über die badiscde Finanzlage

In einer Besprechung mit Vertretern der Karlsruher
Presse über die badische Finanzlage führte Staatspräsident
und Finanzminister Dr . Köhler u. a . folgendes aus :

Der fiir die Zeit vom 18. November 1923 bis 31 . März '
1924 aufgestellte Goldetat sah die stärkste Anspannung
aller staatlichen Einnahmen und die größte Einschränkung
aller Ausgaben vor . Ein solch durchgreifendes Verfahren
war absolut notwendig , uni bas Gleichgewicht der Einnah -
men und Ausgaben zu erreichen ; denn an die Aufnahme
eines Anlehens zur Deckung der überschießenden Ausgaben
war und ist auch in der nächsten Zeit nicht zu denken , schon
deshalb , weil die für solche Zwecke früher zur Verfügung
gestandenen Sparkapitalien zur Zeit noch vollständig
fehlen .

Soweit sich bis jetzt übersehen läßt , hat sich das Vor -
gehen der badischeu F -inanzverwaltuug
durchaus bewährt , obwohl , lvas bei jeder Schätzung
ganz natürlich ist , sich verschiedene Etatposten in der Pra -
xis zum Teil ganz gewaltig verschoben haben . Ich hoffe
zuversichtlich, daß der Abschluß auf Ende des Rechnungs -
jahres , also den 31 . März 1924, im Gleichgewicht
sein wird .

Ein gewisses Aufsehen haben in der letzten Zeit „Ar -
tikel erregt , die unter der sensationellen Überschrift „E i n
verhängnisvoller Rechenfehler des Ii -
Nanzministers " erschienen find . Es wurde behaup-
tet , dem Finanzminister sei bei der Berechnung der An -
forderung für die Erwerbslosenfürsorge ein Rechenfehler
insofern unterlaufen , als der angeforderte Betrag von
16 Millionen viel zu hoch angesetzt und ohne Berücksichti-
gung der Beiträge des Reichs und derjenigen der Arbeit -
geber und Arbeitnehmer errechnet worden sei . Daraus
wurde dann gefolgert , daß auch der zur Deckung des Ge -
famtdefizits im Goldetat ausgeschriebene Zuschlag zur
G r u u d - und G e w e r b e st e u e r zu hoch und deshalb
alsbald zu ermäßigen sei . In Rundschreiben von Juter -
effeuten wurde sogar behauptet, der Finanzminister habe
sich damit absichtlich Steuererträgnisse auf Vorrat schaffen
wollen .

Wie verhält sich die Angelegenheit in Wirklichkeit ? Zu -
nächst stehen die Anforderungen für die Erwerbslosenfür -
sorge nicht im Etat des Finanzministers , sondern in dem
des A r b e i t s m i n i st e r i u m s , wie ein Blick in den
Goldetat beweist . Für die Aufstellung seines Etats ist
jeder Minister selbst verantwortlich . Das Arbeitsniini -
sterium erklärt zu den obengenannten Beanstandungen ,
daß in den Tagen , wo das Arbeitsministeriuni mit der
Aufstellung des Voranschlags beschäftigt war , die Zahl der
Erwerbslosen von 72 WO auf 85 000 gestiegen sei ; alle da«
mals Anfang November mit der Wirtschaft befaßten Kreise
seien der Meinung gewesen, daß die Arbeitslosigkeit noch
weiter steigen »verde , zumal die Stillegung einiger Groß -
betriebe in sicherer Aussicht stand . Den Berechnungen für
die Anforderungen im Etat sei deshalb eine Erwerbslosen -
Ziffer von 120 000 zugrunde gelegt worden . Glücklicher -
weise sei die Zahl 85 000 aber nur ganz vorübergehend
noch überschritten worden. Die Zahl der Erwerbslosen
habe infolge der eingetretenen leisen Besserung im Wirt -
schastsleben vom Dezember 1923 an stetig abgenommen ,
nicht zuletzt auch durch die Maßnahmen , die auch der badi-
sche Staat ergriffen hatte. So wurden zur Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit vom Staat mit einem Aufwand von
rund 2 Millionen Kulturverbesserungen im
ganzen Lande eingeleitet , für die Fortführung der ange -
fangeueu Wohnungsbauten 1 Million zur Verfü -
gung gestellt und zur Weiterführung der Arbeiten im
N e ck a r bei Wieblingen und Ladenburg und für den zwei -
ten Ausbau des Murgwerks rund 500000 M .
ausgeworfen . Durch all diese Maßnahmen , verbunden
mit eim - schärferen Prüfung der Bedürftigfeit der Er¬

werbslosen , sei der Aufwand für die Fürsorge zugunsten
der Erwerbslosen fortgesetzt erfolgreich herabgedrückt wor -
den . Die Ersatzbeträge des Reichs seien bei der
Etatanforderung keineswegs unberücksichtigt geblieben ,
sondern im vollen Betrage bei der Berechnung d*?
dem Lande Baden verbleibenden Gesamtbetrags eingestellt
worden . Ebenso seien auch die Beiträge der Ar -
beitgeber und Arbeitnehmer recht wohl in
Rechnung gestellt . Sie seien allerdings mit Rücksicht auf
die angenommene weiter zunehmende Erwerbslosigkeit
nur niedrig angesetzt worden . Die Eingänge hätten sich
erfreulicherweise über Erwarten günstig entwickelt : dieS
rühre von dem Rückgang der Zahl i>er Erwerbslosen und
der infolgedessen zunehmenden Zahl von Arbeitenden her
und besonders auch von der in Baden schon gut durchgc-
führten Organisation der Arbeiternachweis -Einrichtungen .
Der vom Arbeitsministerium für die Erwerbslosenfür -
sorge ursprünglich angeforderte Betrag von 16 Millionen
werde deshalb Wohl nur zur Hälfte benötigt werden . So -
weit das Arbeitsministerium .

Aber werden die hiernach verbleibenden 8 Millionen
wirklich erspart ? Darauf niuß der F i n a n z m i n i st e r
leider mit einem entschiedeneuN e i n antworten . Die
Besoldung der badifdfe

'
n Beamten ist im

Goldetat nach dem Stand vom 1 . November zum da-
maligen Kurs in Goldmark umgerechnet in den Voran -

schlag eingestellt worden . Erst nach der Fertigstellung
des Etats sind die heutigen Goldgehälter bekannt gewor -
den . Diese sind etwas höher als die im Goldetat vorge -

sehenen Beträge . Der Mehraufwand für die ganze
Staatsverwaltung beträgt etwa 2MillionenMark .
Weiter war bei der Aufstellung des Etats angenommen ,
daß das Reich auch künftig 75 Proz . der Besoldung
der badischen Beamten tragen werde . Durch die Steuer -
Notverordnungen ist hier leider eine grundlegende Ände-

rung eingetreten . In Wirklichkeit belief sich die Zuschuß -

leistuug des Reiches im Januar nur anf 42 P r o z .,
im Februar auf nur 28 Proz . und sie wird im März nur
noch 14 Proz . betragen . (Ab 1 . April 1924 fallen die Reichs¬
zuschüsse bekanntlich vollständig weg.) Durch diese Maß -

nähme des Reiches entsteht im Goldetat ein Einnahme -

aussall von 3,8 Millionen . Die Grund - und Gewerbe -

steuer wird infolge der Krisis in der Industrie einen
Minderbetrag von mindestens 3 Millionen bringen , wie
sich heute schon übersehen läßt . Außerdem sind durch die
hohen Gebäudeversicherungsbeiträge und dadurch , daß
die Preise verschiedener Bedarfsartikel für die staatlichen
Anstalten noch weit über dem Friedenspreis stehen , Über -

schreitungen der Etatsätze um über 1 Million entstanden .
Der Ersparnis bei der Erwerbslosenfürsorge in Höhe von
rund 8 Millionen stehen deshalb jetzt schon Minderein -

nahmen und Mehrausgaben in Höhe von rund 10 Mil -
lionen Goldmark gegenüber .

Die Ausbringung der Mittel für die Fortführung
der staatlichen Aufgaben macht deshalb für die Finanz -
Verwaltung täglich und fortgesetzt die größten An -

strengungen notwendig . Sie kann daher wirklich nicht
seit Wochen schlafen , wie ein oberbadifches Blatt gemeint
hat . Ebenso kann aber auch von einer Ermäßigung
derGruud - uudGe werbe st euerkeineRede
sein . Mau sollte angesichts dieser Sachlage mit Vorwür -
fen wirklich vorsichtiger sein , insbesondere auch angesichts
der unbestreitbaren Feststellung , daß — gewiß infolge der
sich überstürzenden Inflation — bei manchen Kreisen bis
in den Herbst 1923 hinein von wirklichen Steuerleistungen
doch tatsächlich keine Rede war . Die badische Finanzver -
waltung steht durch ihre engen Beziehungen zu verschie-
denen Wirtschaftsunternehmungen und durch eigene große
Wirtschaftsbetriebe dem Wirtschaftsleben durchaus nicht
fern . Sie wird bei ihren steuerlichen Maßnahmen selbst-
verständlich auf die Vorgänge und Verhältnisse unseres
komplizierten Wirtschaftskörpers jede vertretbare Rück-
ficht nehmen . Aber oberster Leitsatz muß und wird für
sie sein : Gerechtigkeit über alles .

Wie der Etat für 1924 aussehen wird , läßt sich im
Augenblick mit Sicherheit noch nicht übersehen . Ich hoffe
in der ersten Hälfte des Monats März die großen Ab -
fchlnßzahlen zur Verfügung stellen zu können . Aber über
eines muß man sich dabei heute schon überall klar sein :
die Beamtenbezüge müssen alsbald erhöht
werden . Die jetzigen Einkommen unserer Beamten
sind einfach nicht mehr länger haltbar . Ich habe in den
letzten Tagen dem Herrn Reichspräsident persönlich meine
großen Bedenken über die jetzige Beamtenbesoldung zum
Ausdruck gebracht . Das badische Staatsministeriuul bat



Leim Reichsfinanzminister eindringliche Vorstellungen
wegen alsbaldiger Erhöhung dieser Bezüge spätestens auf
1. April ds . Js . erhoben . Dabei ist für uns ganz selbst -
verständlich, daß die Ruhegehalte , Wartegelder und Wit¬
wengelder automatisch an der Erhöhung teilnehmen .

Die politiscbe Aussprscbe
im Meickstsg

Um die Auflösung
Im Reichstag hat am gestrigen Dienstag Reichskanzler

Marx erklärt , daß , falls der Reichstag die Aufhebung oder
wesentliche Abänderung solcher Verordnungen beschließen
sollte , die Regierung bei dem Reichspräsidenten die Auflösung
des Reichstages beantragen werde . Die Regierung habe zur
Rettung vor dem vollständig «» Zusammenbruch , der im « OV»
tober —November v . I . schon unmittelbar sich anzukündigen
schien, rücksichtslos und tief eingreifen müssen . Sie würde den
Bestand ihres Reformwerkes gefährdet oder gar vernichtet
sehen , wenn jetzt wichtige Teile aus diesem Werke herausge -
rissen würden . Die gleichzeitig kundgegebene Bereitschaft der
Regierung , in interfraktionellen Verhandlungen die verschie¬
denen Anträge durchzuberaten — zu denen der Oppositionspar -
teien hat sich ein Antrag des Volksparteilers Düringer auf
Aufwertung bis zu 40 Proz . gesellt —, zeigt zunächst einen
Weg zur Verständigung .

Die Sozialdemokraten scheinen nach der Rede HermannMüllers den Kampf mit der Regierung nicht gerade zu suchen.Als Verteidiger der sozialpolitischen Verordnungen dex Regie -
rung trat ihm der Reichsarbeitsminister Dr . Brauns entgegen .
In der weiteren Aussprache werden wohl die verschiedenen
Ressortminister ihre Verordnungen im einzelnen vor dem Par -
lament vertreten . Auch mit einer Rede des Ministers des
Auswärtigen ist wahrscheinlich schon für heute zu rechnen .

Sitzungsbericht
Berlin , 26. Februar .

Beginn nachmittags 2 Uhr . — Auf der Tagesordnung derstark besuchten Sitzung steht der Rotetat für 1924 in Verbin¬
dung mit den Anträgen der Deutschnationalen , Soziakdemo -traten und anderer Parteien auf Änderung oder Aufhebungverschiedener unter dem Ermächtigungsgesetz erlassenen Ver -
ordnungen .

Vor Eintritt in die Tagesordnung widmet Präsident Loebedem plötzlich verstorbenen Abgeordneten Dr . Roesicke einenNachruf .
Dann wird die Beratung eingeleitet durch eine

Rede des Reichskanzlers Dr . Btarx .
Als ani 8 . Dezember v . I . der Reichstag durch das Ermäch -

tiguugsgesetz der Reichsregierung die Vollmacht erteilte , Maß -
nahmen zutreffen , die im Hinblick aus die wachsende Not vonVolk und Reich dringend erforderlich waren , waren dreiZiele , die damals allen , denen es ernst darum zu tun war ,Reich und Volk vor dem drohenden Verfall au retten , vor
Augen standen : Beibehaltung des Währungsstandes , wie erdurch die vom Kabinett Stresemann eingeleiteten Reformen
geschaffen worden war , ferner Balanzierung des 1924 vorzu¬legenden Etats und endlich die Wiederbelebung der Wirtschaft .Bei der großen Zahl von Verordnungen , die die Regierungauf Grund des Ermächtigungsgesetzes erlassen hat, haben ihrstets die oben gekennzeichneten Ziele vorgeschwebt . Ob die
Verordnungen in ihren Einzelheiten überall >das Richtige ge-
troffen haben , darüber kann man verschiedener Meinung sein .Die Regierung will auch in keiner Weise die Kritik an ihren
Maßnahmen ^ «schränken ; aber sie kann sich mit ruhigem Ge »
wissen das Zeugnis ausstellen , 'daß sie mit Aufbietung aller
Kräfte die unter den augenblicklichen Verhältnissen möglichstvollkommene Erreichung der Ziele erstrebt hat . Die bedeu -
tungsvollste Tatsache für unser Wirtschaftsleben ist , daß dieMark feit Mitte November auf derselben Werthöhe gebliebenist . Die goldenen Zeiten des Spekulanten - und Schiebertumssind hoffentlich für immer vorüber . Der Haushalt , wie er in
rohen Umrissen den Reparationssachverständigen vorgelegtwerden konnte , balanziert hinsichtlich der inneren Ausgaben ,allerdings freilich nur unter mehreren Voraussetzungen , deren
wichtigste die freie Verfügung über die Steuern und Zölle ,auch am Rhein und im Ruhrgebiet ist. Den Ländern und Ge -meinden sind die erforderlichen Steuerquellen zur Balarizie -
rung auch ihrer Haushalte zugewiesen . Aus der Abnahme der
Zahl der Erwerbslosen und Kurzarbeiter ist eine langsameErholung der Wirtschaft zu erkennen und das Vertrauen der
Bevölkerung zum Staate ist wieder erstarkt . Allerdings muhunser Wirtschaftsleben noch solange als unsicher angesehenwerden , solange noch die Schlagader unserer Wirtschast amRhein und an der Ruhr von fremder Militärgewalt abgebun -den ist.

Leider konnten die Erfo 'ge nur erreicht werden , durch un --
gemein harte , rücksichtslos« Matznahmen , die unzweifelhaft fürmanche Familien schwere Rot und harte Entbehrungen mit
sich gebracht haben . Ich denke dabei an erster Linie an die
Personalabbauverordnung , die freilich noch vom ersten Kabi -nett Stresemann , dem Kabinett der großen Koalition erlas -sen , aber unter der fetzigen Regierung zur Ausführung ge -
bracht wurden . Hierzu gehören ferner die außerordentlichgeringen Goldgehälter für die Beamten , der Verlängerung der
Arbeitszeit , die Frage der Aufwertung , gewisse Einschränkun -
gen der sozialen Leistungen , die schwer treffenden Steuern ,die in weitem Umfange die Substanz angreifen , und die na -
mentlich auch die Landwirtschaft schwer belasten und damitGefahren sür die Volksernäh °rung auslösen . Die Reichsregie -
rung hat sich immer und immer wieder die Frage vorgelegt ,ob sie tatsächlich so schwere Lasten und Entbehrungen demVolke auferlegen dürfe . Aber sie war sich dessen bewußt , daßes sich in erster Linie und in allem um das eine Große han -delt , den Zusammenhang des Reiches , das Fortbestehen unddie freie Entwicklung der deutschen Nation zu sichern . Es gibtkeinen anderen Weg . Geraten wir noch einmal in eine Jnfla »tion , dünn ist jeder Versuch, unsere Mark zu stabilisieren , voll -kommen aussichtslos , dann ist unser wirtschaftlicher Ruin unddamit das Schicksal unseres Volkes besiegelt . Das ist nicht nurdie Meinung einzelner Sachverständiger , das ist die überein -stimmende Meinung des Auslandes und aller einsichtigenTeile unseres Volkes .

Mit dieser Einsicht unserer Volksgenossen ist es aber biswei -len freilich noch recht schlecht bestellt . Man hatte erwartet , daßdie Regierung mit einem großen Wurf die gesamte Lage bes -sere . Diesen Unverbesserlichen muß gesagt werden , den Steinder Weisen haben wir nicht gefunden , wir mußten den Dar -nenweg gehen . Freilich wird ohne Besserung unserer außen -politischen Lage alle Mühe und Arbeit nur Stückwerk sein .

Sehr spät , wenn auch noch nicht zu spät , scheint die Vernunft
auf dem Weg zu sein . Tvs Reparationsproblem ist Deutsch -lands Schicksalsfrage . Wir begrüßen es , daß endlich Wirt -
fchaftsführer mit der Prüfung der Reparatwnsfrage betraut
sind .

Die Aufwertungsfrage wird noch von den zuständigen Res -
sortministern näher begründet werden . Wir werden gerne Ver -
besserungsvorschläge entgegennehmen . Das Ermächtigungsge -
fetz spricht nur von Aufhebung , nicht von Abänderung . Abän -
derungsanträge find also ausgeschlossen . Eine Abänderung der
Verordnungen kann nur durch neue Gesetzesvorlagen oder vom
Reichstag durch Initiativanträge herbeigeführt werden . Eine
große Zahl der Verordnungen ist so wesentlich für die Errei -
chung unserer Ziele , daß ihre Aufhebung den Erfolg völlig in
Frage stellen würde . Es ist nicht eine Laune der Regierung ,sondern ein starker Pflichtwille , 'wenn die Reichsregierung er -klärt , daß sie ihr ganzes Reformwerk gefährdet und gar ver -
nichtet sieht , wenn eine dieser unumgänglichen Verordnungen
aufgehoben oder wesentlich verändert würde . Sie erklärt , daßsie angesichts der Bedeutung dessen, was auf dem Spiele stehlt,bei der Annahme eines Aufhebungsantrages sich genötigt sehenwürde , die nach ihrer Anficht pflichtmäAigen Folgerungendaraus zu ziehen und Heim Herrn Reichspräsidenten die Auf »
lösung des Reichstages zu beantragen , in der Überzeugung ,daß es sich in einem solchen Falle für das wirtschaftliche undnationale Leben des Volkes um eine unentbehrliche Maß -
nähme handeln würde . Dasselbe gilt auch von der Annahmevon Initiativanträgen , die eine wesentlich « Abschwächung derals lebenswichtig bezeichneten Verordnungen bedeuten würde .Die Regierung fordert entschieden das Hohe Haus auf , solcheAnträge , die bereits gestellt find , abzulehnen .

Naturgemäß gelten diese Notverordnungen irur solang «,bis die Rot einigermaßen behoben ist . Alsdann ist die Regie -
rung gewillt , die Aufhebung oder Verbesserung der lebenswich¬tigen Verordnungen selbst vorzunehmen oder auch Änderun -
gen zuzulassen ^ Zurzeit aber muß sie jede Veränderung der
Verordnungen , als für das Gesamtwohl von Reich und Volk
bedrohlich und deshalb unmöglich ablehnen , die das Ziel der
Stabilisierung und der Balanzierung des Etats in Frage stellt .Einige Verordnungen tragen freilich endgültigen Charakter ,insbesondere die Aufwertung , bei der endlich Ruhe in unser
Wirtschaftsleben kommen muß . Wer die Aufivertungsrege -
lung in Frage zieht , macht sich schuldig , daß die Kreditnot nichtbehoben wird . Ausstreuungen in der Auslandspresse über an -
geblich ungünstige Äußerungen der auswärtigen Sachverstän -
dlgen genügten schon, die deutsche Mark an den Auslandsbör -
sen vorübergehend zu erschüttern und die Inlandspreise wich-
tiger Bedarfsartikel zu steigern . Der noch immer stabileStand unserer Währung kann auch durch kleine Borkommnisse
gefährdet werden . Eine langwierige Behandlung z . B . der
Steuernotverordnungen würde eine verderbliche Stockung in
der Steuerveranlagung zur Folge haben und die Länder in
größte Schwierigkeiten bringen . Die Bitte , von Kommissions -
beratungen abzusehen , ist mit den Grundsätzen der Demokra -tie durchaus vereinbar . Das Ermächtigungsgesetz war eine
Willenskundgebung des Reichstags im Einklang mit den demo -
kratischen Gedanken unserer Verfassung . So muß auch die
Auswirkung dieser Vollmachten den Schutz des Parlamentsfinden , anderenfalls würde der Sinn dieses Gesetzes gefälschtund das Gesetz zur Farce werden . Die Stabilität unserer si-
nanziellen und wirtschaftlichen Lage darf nicht zur Plattformdes Kampfes der Parteien werden . Wir müssen das Reich unddas Leben der Nation retten . Das steht höher als Parteidok -
trin und Wahltaktik . (Langan 'haltender , lebhafter Beifall ) .

In der Aussprache
nimmt als erster Redner das Wort :

Abg . Dr . Müller -Franken (Soz .) : Keine Regierung , welcherpolitischen Richtung sie auch angehört , wird um die Erfül -
lungspolitik herumkommen ^ Die Politiker der Rechte » wollendie Lasten der Reparationen einfach auf die Arbeiter abwäl -
zen . Dtas ganze Deutschland muß an diesen Lasten tragen .Was hat die Regierung getan , um einen Ersatz der Micum -
vertröge vorzubereiten ? Wir wünschen Aufklärung über denStand ' der Verhandlungen zur Gründung der Gold -
Notenbank , gegen die von rechtsstehenden Demagogenin unverantwortlicher Weise gehetzt worden ist. Wir
begrüßen es , daß die neue englische Regierung sich bemüht ,eine Verständigung Mischen Deutschland und Frankreich her -
beizuführen . Die Handhabung des Ausnahmezustandes unddes Ermächtigungsgesetzes bietet Anlaß zu schärfster Kritik .Der Republik kann wahrhaftig nicht der Vorwurf gemacht wer -den , daß sie zuviel Republikaner und Demokraten in die Ver -
waltung gebracht habe . Die reaktionären Kreise haben die
Futterkrippenpolitik ganz anders verstanden . (Abg . Dr . Helf »
ferich (Drill . ) : Er vergleicht den Staat mit einer Futterkrippe ) .iAbg. Dr . Sollmann (Soz .) : Sie , Herr Hclfferich , betrachtenihn so . Abg . Dr . Helfferich zum ! Abg . Dr . Sollmann : Unver¬
schämtheit . Sie sollten sich schämen als früherer Minister .(Große Unruhe ) . Die jetzigen Hungergehälter der Beamtenmüssen ausgebessert werden . Dazu beantragen wir die Heran -
ziehung aller Einnahmen , aller Einkommen über 8000 Mark .Der vom Minister Dr . Emminger vorgenommene Justizabbaubedeutet einen unerträglichen Rückschritt in> unserer Rechts -
pflege . Der soziale Massenkampf ist nach dem Zeugnis desDemokraten Erkelenz bewußt von der Schwerindustrie einge -leitet worden . Die Regierung sollte endlich das WashingtonerAbkommen über den Achtstundentag ratifizieren . Die schärfsteKritik verdient die Anwendung des Ausnahmezustandes . Wirkönnen dem Reichskanzler nicht folgen , wenn er einzelnenVerordnungen als Tabu erklärt . Wir können auch nicht aner -kennen , daß diese Verordnungen ein ganzes bilden . Wir ha -ben die Pflicht , diese Verordnungsarbeit nachzuprüfen und zukorrigieren . (Beifall bei den Sozialdemokraten ).

Reichsarbeitsminister Dr . Brauns : Die Reichsregierung istin der Arbeitnehmerpresse angegriffen worden . <Rnfe links :„Mit Recht"
) . Sie wolle die Sozialpolitik abbauen und zu »rücksnhren auf den alten Zustand der alten liberalen Ära .(Zurufe links : „ Sehr wahr "

) . Diese agitatorischen Behaup -tungen verkennen die Absichten der Regierung und die Tat -fachen . Mit sozialpolitischen Mitteln war den furchtbaren Zu -ständen nicht mehr beizukommen . Der Hebel mußte bei derWirtschaft eingesetzt werden . Die furchtbare wirtschaftliche Notnötigte zur Sparsamkeit auch auf sozialpolitischem Gebiet .Die Notwendigkeit der Sozialpolitik halte ich nach wie vor auf -recht . Unsere Produktion ist gegenüber der Vorkriegszeit zu -rückgegangen . In solchen Zeiten , wo wir unsere Wirtschaft sa -nieren und außerdem für die Reparationen arbeiten müssen ,ist der Achtstundentag in vielen Berufen wirtschaftlich unge -nügend . 'Das Washingtoner Arbeitszeitabkommen ist nur vonsehr wenigen Nationen unverändert angenommen worden .Selbst ob die jetzige englische Regierung es ratifiziert , ist nochzweifelhaft . Dem Arbeitsministerium liegt nichts ferner , alsden Zehnstundentag zur Regel zu machen . Ausnahmen vomAchtstundentag und eine Neuregelung der Arbeitzeit sindübrigens auch vou allen Parteien mit Einschluß der Sozialde -mokraten stets sür notwendig gehalten worden . (Hört , hört ,rechts ). Der Mnister erinnert bei dieser Gelegenheit an daSKompromiß gelegentlich der Bildung der großen Koalition .Ebenfalls war die Haltung der Sozialdemokratie in der Ar -beitszeithcage eine andere in der Zeit , wo sie an der Regie -rung beteiligt war , als heute . Die Regierung trägt an derVerschleppung keine Schuld , und das Volk hat ein Recht , jetzt

sein Urteil darüber abzugebe « . Das von rechts gegen „ ■
gerichtete Schlagwort „ZwanMarif " weife ich zuriuk . Wo S-Berufsverbände sich um eine Verständigung über die Taxbemühen , fällt ihnen das Arbeitsministerium nicht in de»Arm . Bei den BersorgMgSbehörden haben wir bis zur äußq «,sten Grenze abgebaut . Die bisherige Mißwirtschaft könnt»nicht fortgefetzt werden . Die letzte in der Steueruotverordr . unggetroffen « Neuregelung dürfte allein kaum ausreichen zi2Belebung der Bautätigkeit . Daneben wird der zweite und lefcj.fällige Realkredit gefördert 'lverden müssen . Ich bedauere auf >tiefste , daß sich in manchen Kreisen , der Arbeitgeber das V«x.langen nach einem radikalen Abbau der Sozialpolitik zeigt.Der Geist des Manchestertums paßt nicht in unsere Zeit . Dieunter dem Ermächtigungsgesetz erlassenen Verordnungen so !-len die Sozialversicherung in eine bessere Zeit hinüberretteH ,Um XL Uhr wird die Weiterberatung auf Mittwoch nach,mittag 2 Uhr vertagt .

Beginn des Ibitlerprozesses
Die Anklageschrist

Am Dienstag vormittag hat in München der HNlerprozeß
begonnen . Zunächst wurde die Anklageschrift verlese » . Si «
stellt fest , daß die Beschuldigung , gestützt auf bewaffnete Macht »
mittel , im bewußten Zusammenwirken es unternommen ha»
ben , die bayerische Regierung und die Reichsregierung ge«
waltsam zu beseitigen , die Verfassung des Deutschen Reich«;
und Bayerns gewaltsam zu ändern und eine verfassungs »
widrige Regierungsgewalt in Bayern und im Reiche aufzu »
richten , und daß daher die sämtlichen Angeklagten des Hoch .
Verrates zu beschuldigen seien .

Es werden zunächst eingehend die Vorgänge im Bürgerbräu »keller geschildert und dabei festgestellt , daß Kahr , Lossow undSeiher nur scheinbar auf die Forderungen Hitlers und seinerAnhänger eingegangen waren , um ihre Bewegungsfreiheitwieder zu gewinnen . Sobald sie konnten , verließen sie —etwa um % 12 Uhr abends — den Bürgerbräukeller und tra -fen ungesäumt die notwendigen Maßnahmen zur Nieder -schlagung des Putsches .
Der zweite Hauptabschnitt der Anklageschrift befaßt sich mitden Bemühungen Kahrs , Lossows und Seißers , den Kampf -bund von einer „ Aktion "

fernzuhalten .Der dritte Abschnitt der Anklageschrift befaßt sich mit denbeteiligten Verbänden . Es wird bis ins kleinste die genaufestgelegte Beteiligung der einzelnen Verbände angeführt .Daraus geht hervor , daß in ganz Bayern Geheimbefehle zurMobilisation und zum Marsch nach Berlin ausgegebenwurden .
Neu ist, was über die Jnfanterieschule im Zusammenhangmit dem Putsch in der Anklageschrift gesagt wird : Gelegent -lich des Besuches mehrerer Herren der Jnfanterieschule am4 . November 1923 bei Ludendorff , sprach dieser von der völki¬schen Erhebung und äußerte die Ansicht , daß die völkische Jdeqin kürzester Zeit siegen wird . Er sprach auch vou den Ve«dienften Hitlers , besonders davon , daß es Hitler durch seine Be »wegung gelungen sei, die weiß -blaue Gefahr während der letz-ten drei Jahre niederzuhalten . Die weiß - blaue Gefahr und diqbayerische Gefahr bestehe nach seiner Auffassung darin , daß inBayern das Königtum wieder aufgerichtet werde , was dahinführen würde , daß entweder Bayern sich vom Reiche trennenoder aber die Führung im Reiche an sich reißen und sich überPreußen stellen würde .

Auch nach der Abfahrt der Herren Kahr , Lossow und Seißervoni Bürgerbräukeller am Abend des 8 . November suchte manauf der Hitlerseite das eingeleitete Unternehmen fortzuführenund zwar auch noch zu einer Zeit , als man schon sicher wußte ,daß Kahr , Lossow und Seißer fest entschlossen waren , denPutsch mit den gesetzmäßigeil staatlichen Mitteln niederzuschla -gen . Ilm 5 Uhr morgens erklärte Oberst Leipold von derJnfanterieschule , der von Ludendorff ersucht worden war , zuihm zu kommen , diesem und Hitler , daß er im Auftrage desGenerals Lossow dienstlich davo » unterrichtet wurde , daß sichdie Herreu Kahr , Lossow und Seißer an ihre Zusage nicht ge-bunden erachten , weil diese Zusage unter Zwang abgegebenwar und daß die 7. Division nicht hinter dem Unternehmenstehe . Durch diese Mitteilung des Obersten Leipold hatten dieHerren Ludendorff und Hitler mit einer jeden Zweifel aus »schließenden Gewißheit das bestätigt erhalten , was sie schonftit mehreren Stunden mehr oder weniger sicher wußten .Trotzdem beschlossen sie, das Unternehmen weiter zu führen .Hitler besonders riet zu durchgreifenden Maßnahmen , er hieltes notwendig auf das Ganze zu gehen .In den letzten Abschnitten besaßt sich die Anklageschrift mitder besonderen Schuldfrage der einzelnen Angeklagten . AdolfHitler wird als die Seele des ganzen Unternehmens bezeich-net . Bei Ludendorff sei die Annahme begründet , daß er überdas für den 8. November geplante Unternehmen schon vorhergenau unterrichtet war .
Nach der Verlesung der Anklageschrift beantragt der Staats »anwalt den Ausschluß der Lsfentlichkeit , weil die öffentlicheVerhandlung der Sache eine Gefährdung des Staates und derSicherheit der öffentlichen Ordnung herbeiführen könnte . DieErörterungen werden Dinge zur Sprache bringen , deren öf¬fentliche Besprechung schwere Gefahren für den Staat nament -lich in außerpolitischer Beziehung herbeiführen würden .Es folgen dann die Erklärungen der Verteidiger die in derHauptsache in dem Verlangen gipfelten , den Antrag desStaatsanwalts abzulehnen und soweit als möglich in vollsterÖffentlichkeit zu verhandeln . Das Gericht zog sich schließlichzur Beratung zurück und verkündete kurz darauf folgendenBeschluß : „In den Verhandlungen über den Antrag desStaatsanwalts wird die Öffentlichkeit ausgeschlossen . Zuge¬lassen sind nur die Vertreter der Reichs - und Staatsbehörden ."Kurz vor 12 Uhr wurde die Öffentlichkeit wieder hergestellt .Ein Beschluß über einen generellen Ausschluß der Öffentlich -keit wurde vom Vorsitzenden nicht verkündet .Nachmittags begann

die Vernehmung ! der Angeklagten .
Als erster wurde Adolf Hitler aufgerufen , der auf die Fra -gen des Vorsitzenden ein Bild über den Lebenslauf im Feld «bis zur Übernahme des Amtes als erster Vorsitzender der Na -

tionalsozialistischen Arbeiterpartei am 29 . Juli 1921 gab . Hit -ler schilderte in mehrstündigen Ausführungen , wie er Antise -mit und fanatischer Nationalsozialist geworden sei. Es seienseinerzeit alle Vorbereitungen getroffen worden , um de»Kampf gegen Berlin auszufechten . Über die getroffenen Vor -
bereitungen wolle er in einer nichtöffentlichen Sitzung aus »
führlicher sprechen . Nach seiner Gehorsamsverweigerung habeihm General Lossow erklärt , daß eine nationale Volkserhebungund eine Diktatur kommen müsse . Als Diktator käme nur
Poehner in Frage , der der energischste und fähigste Kops sei .während als Feldherr der nationalen Armee nur General Lu »
dendorff in Betracht komme . Lossow habe bemerkte daß fürden Kampf noch norddeutsche Herren mit Namen und Stoß -
kraft zugezogen werden müssen . Es sei keine Rede dävon , daßer , Hitler , jemals sein Ehrenwort gegeben habe , daß er !;>«"
«er Kahr stehen werde . Der Zweck der nationalistischen Be»
wegung sei nicht die Unterstützung von Aahrs , sondern die Be-
freiung Deutschlands von der marxistischen Pest . Die Herren



Hutten mitgeteilt , General von Geeckt trage stch mit dem glei¬
chen Gedanken, und man beabsichtige auch in Berlin die Aus-
rufung der Diktatur . Die ganze Zeit hätten von Kahr , von
Lossow und Seitzer das gleiche Ziel verfolgt , und wem, das
ganze Unternehmen Hochverrat gewesen wäre , dann hätten
diese drei Herren ebenfalls Hochverrat getrieben . Niemals
habe General Lossow erklärt , daß er nicht mitmache. Hitler
erklärte weiter, allein etwas derartiges zu unternehmen , wäre
Wahnsinn gewesen. Kahr , Lossow und Seitzer hätten immer
ihre Entschlossenheit zum Handeln versichert. Am 7. November
Habe er die entscheidende Sitzung mit den Herren gehabt und
da sei der 8. November als Termin bestimmt worden.

Hitler kam dann auf die Versammlung im Bürgjerbriiu«
keller zu sprechen . Von einer Erpressung könne auf keinen
Fall die Rede sein . Er habe Kahr vertraut wie einem Bruder ,
desgleichen Lossow und Seitzer . Ein Kampf gegen die Reichs-
und Polizeiwehr war nie ins Auge gesatzt . Nach der An-
derung der Haltung Kahrs habe es nur zwei Möglichkeiten
gegeben : die Sache aus München hinaus zu verlegen oder noch-
mals zu versuchen , die öffentliche Meinung zu gewinnen . Da -
her der Zug in die Stadt am 9. November. Am Schlutz seiner
mehr als vierstündigen Ausführungen erklärte Hitler : Ich
kann mich nicht schuldig bekennen. Ich bekenne mich zur Tat .
Es gibt keinen Hochverrat bei einer Handlung , die sich gegen
den Landesverrat von 1918 wendet. Wenn wir schon Hochver -
rat getrieben haben sollten, dann wundere ich mich , datz die-
jenigen nicht an meiner Seite fitzen, die damals das gleiche
getrieben haben , die mit uns die gleiche Tat bis ins Kleinste
besprochen und vorbereitet haben .

Hitler erklärte , datz er von den Zerstörungen in der „Mün -
chener Post" und von den Haussuchungen bei Auer nichts ge-
mutzt habe, datz man die Geiseln unmöglich freilassen konnte,
weil sie selbst auf der Stratze erschlagen worden wären und
daß er die Geldbeschlagnahmungen veranlatzt habe.

Nochmalige Reis- der Sonderkommijfton
nach Speyer

Der diplomatische Berichterstatter deS Londoner „Daily
Telegraph " erfährt , datz die unter dem Vorsitze des Obersten
Arbonnau stehende Sonderkommisston für die Pfalz demnächst
im Auftrage der interalliierten Rheinlandskommisston wieder
nach Speyer fahren werde, übrigens , so schreibt der Bericht-
erstatter , besteht Grund zu einer Annahme, datz der Vorschlag,
die genannte Sonderkommission solle vorläufig nicht aufgelöst
werden, sondern ihre Inspektionsreisen , so oft die? die Um¬
stände angebracht erscheinen lassen , von Zeit zu Zeit zu wieder-
holen, bis wieder normale Verhältnisse in der Pfalz einge»
treten seien, von London ausgehe .

Der sozialdemokratische Reichsparteitag ist auf Wunsch der
bayerischen Sozialisten und auf Beschlutz des Parteivorstandes
vorbehaltlich der Zustimmung des Parteiausschusses auf den
13. April verschoben worden.

ß € ädLisclii <er Teil
Abbau des Weinbauinstituts

In Freiburger Zeitungen wird immer wieder die Be¬
hauptung verbreitet , der Minister des Innern habe die
Auflösung des badischen Weinbau -Instituts angeordnet
gehabt, diese Anordnung aber auf die vielen Proteste hin
wieder zurückgezogen . In Wirklichkeit aber war es dem
Weinbau -Jnstitut nicht anders ergangen als allen andern
staatlichen Instituten , nämlich, es ist Auftrag gegeben ge-
Wesen , zu prüfen , ob nicht die für das Weinbau -Jnstitut
vom Staat zu leistenden Ausgaben herabgemindert wer-
den können. Eine Herabminderung der Ausgaben ist
schon um deswillen erforderlich, als die von, Interessenten
für die Unterhaltung des Instituts in Aussicht gestellt
gewesenen Beiträge nur zn einem geringen Teil geleistet
wurden und als die Unterbringung des Instituts in Frei -
bürg leider trotz aller Bemühungen eine recht Mangel-
hafte ist.

Von einer totalen Aufhebung des Instituts war in
keinem Stadium der angestellten Erwägungen die Rede,
insbesondere war keine Ordre zur Aufhebung des In -
stituts hinaus gegangen. Eine solche kann infolgedessen
auch nicht zurückgenommenwerden. Wohl aber wird die
Frage einer zweckmäßigen Einrichtung des Instituts zur
Entscheidung gebracht werden.

Die für die Angestellten des Instituts ausgesprochen
gewesene Kündigung des Dienstverhältnisses war gleich-
lautend derjenigen für alle Staatsangestellten . Die
Staatsverwaltung mußte in jedem einzelnen Fall prü -
fen, welche Angestellte weiterhin beschäftigt werden sollen.

Um die allgemein angeordnet gewesenen Kündigungs -
fristen nicht zu versäumen und um in Ruhe die für die
Weiterbeschäftigung erforderlichen Nachprüfungen anstel¬
len zu können, konnten die Angestellten des Weinbau »
Institut s keine Sonderbehandlung erfahren .

kommunale « undsckau
Ehrung . In Würdigung der Verdienste, die sich der in den

Ruhestand getretene Bürgermeister Renz in Mosbach um die
Weiterentwicklung der Stadt erworben hat , fceschlotz der Ge¬
meinderat , eine Stratze nach seinem Namen zu> benennen .

Bürgermeisterwahl . Bei der Bürgermeisterwahl in Altsch-
Weier wurde Weinhändler Max Kirschner gewählt.

. ^ ne Schweizer Küche f« r Off «» bo,g . Tie St <rdt Olte « in
£ \ ^°

r .nu ?1 k®? städtischen Fürforgeamt Offenburgmitgeteilt , daß sie der Errichtung einer Suppentüche näher -treten wrrd. Auch soll L^ fenburg einen erheblichen Teil de-gesammelten Wasche und Kleidungsstücke erhalten
"

Poftbejieher
die den Bezug der Karlsruher Zeitung für den Monat März
noch nicht erneuert haben, wollen dies « nverznglich besorgen,
damit in der Lieferung keine unliebsam e Unterbrechung eintritt .

Ikurze Nachrichten aus Waden
Eppingen , 23 . Febr . Unter der Leitung des Gewerbeschul.Vorstandes findet hier ein Bolkshochschulkurs statt. Aus allen

Wissensgebieten find namhafte Referenten gewonnen. Die
bisherigen Vorträge erfreuten sich eines autzerordentlich zahl-
reichen Besuches. Das Ministerium hat sich um das Zustande«
kommen des Kurses verdient gemacht.

DZ . Waldkirch, 25. Febr . Am 24. Februar fand hier eine
Zusammenkunft von 200 Vertretern der Turnvereine deA
Breisgaues , der zurzeit 68 Turnvereine umfaßt , statt . T'erGau umfatzt 10 300 Mitglieder . — Der nächste Gauturntag
soll in Lenzkirch stattfinden .

DZ . Singen 0 . H,, 25 . Febr . Im benachbarten Hausen an
der Asch hat sich rat Laufe des gestrigen Tages ein blutigeS
Drama ereignet . Im Verlaufe eines Familienzwistes bat
der 22jährige arbeitslose Metzger Georg Geyer seinen Svjährt-
gen Bater mit einem schweren Prügel so schwer verletzt, datzj
er infolge eines Schädelbruchs nach einigen Stunden ver-
schied. Der Verstorbene hinterläßt außer dem Täter noch sechs
unversorgte Kinder . Der Täter wurde verhastet und in »
Amtsgefängnis Radolfzell eingeliefert.

Dnndel und Mirtscdatt
Berliner Devisennotiernngen

in Millionen Mark

Amsterdam . .
Kopenhagen
Italien . . .
London . . .
Rewyork . . .
Paris . . . .
Schweiz . . .
Prag . . . .
Wien <100 Kronen)

Di « klein« Ziffer

27. Februar 26. Februar
Geld Brie, Geld Brie »

1 566 075 1 573 925 3 1 571063 1 578 937 8
604 335 667 665 ä 666 330 669 670 ö
181515 182 455 ä 181545 182 445 9

18 054 750 18145 250 3 18 104 625 18195 375 3
4 189 500 4 210 500 2 4 189500 4210 500 e

177 555 178 445 3 183 540 184 460 3
728175 731 825 3 728 175 731 825 3
122 193 122 807 3 122 193 122 807 3
62 842 63 158 36 62 842 63 158 5«

bedeutet die Zuteilung in Projeut

Beste und billigste Bezugsquelle für

Erbprinzenstr . 26 Karlsruhe Erbprinzenstr . 26

Damen -, Herren - und Kinder¬
stiefel , Halbschuhe , Sportstiefel

in allen Preislagen £ >.147

Badisches Landestheater .
Donnerstag , 28 . Febr . i l/s—10 Uhr . Sp . 14 .20 M.

Abonn . B 15. Th .-Gem .
" B .V .B . Nr . 5301 - 5600.

Sappho .

IfHeliersfflrMaleründfiraphikeri
❖ sind unter günstigen Bedingungen auf <•
x sofort oder später zu vermieten A

! HustMertl KlinstlerM Karlsruhe H-S . |
£ Erbprinzenstraße 10 SD.148 ❖

Baubund - Möbel
kaufen Sie preiswert und gut

Karlsruhe , Karl -Friedrichstr . 22
Bad . Baubund G .m .b.H. Tef . 5157

>
ß

7? PltHSCo. ??
Kobiengesellschaft mit beschr. Haltung

! Stadtbüfo : Leopoldstr . I (Kaiserplatz ). Tel . 28
, Lagerbüro ; Rheinhafen (Nordbecken ) . Tel . 378 ^

liefert prompt alle Sorten

Wen • Koks « Grudekoks • Briketts
! — 8reniiltol2 ui WMt zu billigsten Tagespreisen D -75

Methode Ritter
▲ Sprachlehr - Institut

Anmeldungen täglich für Kurse und
Privatstunden i

Leopoldstraße l |
(am Kaiserplatz ) D .4 |

♦

KarlsruheI.B.
Kaiserstr, 46Wm & ßöwe Karlsruhe I.B.

Kaiserstr. 46
für efegante Herren-

, Knaben- und Sport-Bekleidung
fertig und nach Maß © .127
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1 Wir empfehlen unsere erstklassige 1

Maß -Anfertigung
zur Lieferung eleganter

Herren -Garderobe

Wir unterhalten ein großes Lager §
in- und ausländ . Stoffe

Stets Eingang
von Neuheiten

TuimimIiiiiiiiiiiiiiiiitiiiiiiiiuiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiitifiniiuiiiiiiiiiT üiiiiiuiuiuituiiuiimmuiuuiuuiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiuiiuuiiiiiuiuiuuiT
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| In unserer \
1 Maß - Konfektion -Abteilung f
1 fertigen wir Sacco -Anzüge von Hl. 70 . — an . | m
| Dieselben werden probiert , gut verar - |
| beitet und auf eigener Werkstätte hergestellt |
•UUIUIIIUIUIIUUUlUIIIIIUmilllllllUIUlllUIIUIUIIIIIIIIUlllfllUUUltUIIIIIUIIIUUUUUUUUllllÜ
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Wir fertigen
Herren- und Knaben - Bekleidung

selbst an und bieten dabei
| große Vorteile
TWlIlltllllillllHIlUlllltMllilltillimtUtllMlllllltHIIUIUIttlHIItllUIIUIlÄTuiUlUIUIUIIUIIIUIUIUIIIIIIIIIIimUllllMIUMIIIUUllUUlllllllliHlllllÄ

Wir verwenden für unsere
Konfektion
nur gute solide
Stoffe

ZMal-WtmM-Wst« st Soften.
Donaueschingen. V.L66

In das Güterrechtsreqi -
ster wurde eingetragen :
Schäfer. Ernst , Schuhma-
cher in Reudingen , Mar -
garetha Willmann eben -
da. Vertrag vom 22. Ja¬
nuar 1924 . Gütertren¬
nung .

Dvnaueschingen,
den 19. Febr . 1LL4 .

Amtsgericht.
Gerichtsschreiber.

Ettlingen . 9J.545
Güterrechtsregisterein -

trag : Haffner , August.
Steinhau -er in Ettlingen ,
und Luise Abendschön
Wwe . geb . Schott . Vertrag
vom 1 . Februar 1924 : Gü¬
tertrennung « nter Aus¬
schließung der Verwaltung
und Nutznießung des Ehe-
mannes am Vermögen
der Ehefrau .
Ettlingen , 13. Febr . 1W4 .

Ämtsgericht I.
Karlsruhe . V .590

In das Gi 'rterrechtsregi-

ster ist zu Band X einge-
tragen :

Seite 374 : Buehler ,
Emil Otto . Privat , Clark-
stört, Staat Michigan,
Nordamerika, und Luise
geb . Engel verwitwete
Bauer . Vertrag vom 13.
Februar 1924. Gütertren -
nung.
Karlsruhe , 22 . Febr . 1924.

Bad. Amtsgericht B 2.
Mannheim . 33.550

Zum Güterrechtsregister
Band XV würbe heute
eingetragen :

I . Seite IIS : PhilippFrie -
drich Strauß » Postschaiff-
ner in Mannheim , und
Anna Luise g«b . Dauben -
schmid. Durch Vertrag v.
9. Februar 1924 ist allge-
meine Gütergemeinschaft
vereinbart . Borbehaltsgut
der Frau , ist ihr in § 5 be¬
zeichnetes Vermögen.

2. Seite 120 : Franz
Ritter , Kaufmann in
Mannheim , und Magdale-
ne geb . Beck daselbst . Durch

Vertrag vom 26. Januar
1984 ist Gütertrennung
vereinbart .
Mannheim , 16 . Febr . 1924 .

Amtsgericht B .-G . 4.
Rastatt . V .546

In das Güterrechtsregi¬
ster wurde heute eingetra -

.gen : Herzog, Rudolf ,
Kaufmann , und Friede -
riefe geb. Weißinger in
Rastatt . Vertrag vom 11.
Februar 1924. Gütertren -
nung «emätz §8 14S6 ff.

Rastatt . 15 . Febr . 1924 .
Amtsgericht .

SSckingen. 58.593
In das Güterrechtsregi¬

ster Band II O .-Z . 109
wurde heute eingetragen :
Richard Trödle , Bürsten -
fabrikant in Hogfchür und
Anna geb . Schlachter . Ehe-
vertrag vom 14. Februar
1924, abgeschlossen vor dem
Notariat Rickenibach. All¬
gemeine Gütergemein¬
schaft .
Säckingen, 21 . Febr . 1984 .

Gerichtöschreiberei des
Amtsgrrichts .

Ruhrkohlen x
Anthracitkohlen , beste Marken
Koks in allen Größen, Grudekoks

(
Union ** /

_ 0
Braunkohlen-Briketts : : Brennholz

für Industrie und Hausbrand , in jeder
Menge , zu billigsten Preisen , empfiehlt

Rheinische Kohlen - und Brikett -Gesellschaft

Mülberger m .b . H .
Reederei , Groß - und Kleinhandlung

Amalienstraße 25 Telephon 250

Bekanntmachung .
Bis zum 2». Februar 1924 hat mit Ausnahme der

Erwerbsgesellschaften jeder der brotverforguugsabgabe -
pstichtig war , das Dreifache des zweiten Teilbetrages
seiner Brotversorgungsabgabe als Vorauszahlung auf !
die Bermögensteuer 1924 an die für ihn zuständigeSteuer -
einnehmerei oder Finanzkassezu entrichten . Die Erwerbs-
gesellschaften im Sinne des § 11 Abs. 3 des Körperschafts»
steuergesetzes haben, bis zum 29 . Februar 1924 , wenn die
Steuerkurswerte oder Verkaufswerte für die Anteile
an der Gesellschaft oder für die von ihr ausgegebenen
Genutzscheine oder Schuldverschreibungenan dem ge-
nannten Tage noch nicht ermittelt sind, als Vermögens-
steuervorauszahlung an die oben bezeichneten Stellen
das Sechssache des zweiten Teilbetrages ibrer Brotver¬
sorgungsabgabe , andernfalls die Hälfte des Vermögens-
steuerbetrags zu entrichten, der sich bei Zugrundelegung
der Summe der Kurs - oder Verkaufswerte ergibt-

Karlsruhe , den 28 . Februar 1924 . 33 .608
Die Finanzämter Stadt uud Laud.

ZllMMlltMNg
Donnerstag, den 28. Febr .

1924, nachmittags 2 Uhr,
werde ich in dem Pfand -
lokale. Steiufirahe 23 . hier
gegen bare Zahlung im
Vollstreckungswege öffent -
lich versteigern:

1 Autoobergestell (Karos¬
serie», 1 Hobelbank uud 2
SchraubDcke. V611

Karlsruhe , 26. Febr . 1924 .
Strang , Gerichtsvollzieher.

MltMctteu
Stahlmatr., Kinderbett., direkt
an Private , Katalog 78 R frei.
Eisenmöbeffabrik Suhl (Thür.)

HM ,
H. PrtMt-
BttkHBftel

tt Mannheim
0 . 6. 6.
Planken B .47

Femtpr. 3305
| R. Maier & Co ., G. m. b.H
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